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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Höcherl, Leicht, Dr. Häfele, Dr. Althammer 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/4401 — 

betr. finanzielle Auswirkungen der sogenannten Steuer- und Kindergeldreform 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 18. De- 
zember 1975 - I A 7 - Vw 7200 - 127/75 - die Kleine Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie hoch sind aus heutiger Sicht 

a) die Ent- und Belastungswirkungen, 

b) die finanziellen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
der sogenannten Reform der Einkommen- und Lohnsteuer, des 
Familienlastenausgleichs und der Sparförderung anzusetzen 
(aufgegliedert entsprechend den Übersichten 8 und 9 im Bulle- 
tin vom 30. Juli 1974, S. 938 ff.), und zwar 

— jeweils nach den Entstehungsjahren 1975 und 1976, 

— kassenmäßig nach den Rechnungsjahren 1975 bis 1979? 

Für die Steuerpflichtigen ergeben sich nach heutigem Daten- 
stand durch die Steuer- und Kindergeldreform, insgesamt gese- 
hen, per Saldo folgende Entlastungen: 

— Entstehungsjahr 1975 12,2 Mrd. DM 

— zum Vergleich: Schätzung 

vom 30. Juli 1974 (Bulletin S. 940) (13,4 Mrd. DM). 

Die Abweichung gegenüber der Schätzung vom 30. Juli 1974 
ist im wesentlichen auf einen geringeren Ausgabensatz für das 
Kindergeld (um rund 900 Mill. DM) und einen konjunkturell 
bedingten niedrigeren Steuerausfall bei der Ergänzungsabgabe 
(rund 300 Mill. DM) zurückzuführen. Die Ent- und Belastungs- 
wirkungen der Steuerreform nach sozio-ökonomischen Gruppen 
für das Entstehungsjahr 1975 ergeben sich im einzelnen aus 
Anlage 1. 

Nach heutigem Datenstand entstehen per Saldo folgende kas- 
senmäßigen Mehrbelastungen der öffentlichen Haushalte: 

— Rechnungsjahr 1975 15,1 Mrd. DM 

— zum Vergleich: Finanzplan 1974 bis 1978, 

Drucksache 7/2503 vom 4. Juli 1974 (14,2 Mrd. DM). 
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Der Unterschied zwischen der Entlastung nach Enstehungsjahr 
1975 (12,2 Mrd. DM) und nach Rechnungsjahr 1975 (15,1 Mrd. 
DM) erklärt sich vor allem daraus, daß die Mehrbelastungen 
(Steuererhöhungen) und die Einschränkung der Sparförderung 
im Rechnungsjahr 1975 kassenmäßig noch nicht vollwirksam 
werden. 

Das kassenmäßige Ansteigen der Haushaltsbelastung für 1975 
gegenüber der Schätzung von Juli 1974 ergibt sich im wesent- 
lichen aus dem Zurückbleiben der geschätzten Vermögen- 
steuer- und Grundsteuermehreinnahmen. Dies beruht insbe- 
sondere darauf, daß die Veranlagungsarbeiten später als ur- 
sprünglich angenommen abgeschlossen werden können (rund 
1,2 Mrd. DM). Höhere Steuermindereinnahmen ergeben sich 
bei der Lohnsteuer/Einkommensteuer (rund 100 Mill. DM). 
Demgegenüber treten geringere Haushaltsbelastungen bei der 
Ergänzungsabgabe (rund 300 Mill. DM) und beim Kinderlasten- 
ausgleich (per Saldo rund 130 Mill. DM) ein. 

Zu den von der Deutschen Bundesbank im Monatsbericht von 
September 1975 und auch vom Sachverständigenrat im Jahres- 
gutachten 1975 erwähnten kassenmäßigen Belastungen der 
öffentlichen Haushalte in 1975 für die Steuer- und Kindergeld- 
reform in Höhe von 18 Mrd. DM - die auch in den Vorbemer- 
kungen der Anfrage genannt werden - ist auf folgendes hinzu- 
weisen: 

Im Rahmen der Steuerreform werden seit 1. Januar 1975 die 
regelmäßigen Vorsorgeaufwendungen der Arbeitnehmer durch 
die Vorsorgepauschale beim laufenden Lohnsteuerabzug be- 
rücksichtigt. Dadurch erhalten auch die unselbständig Beschäf- 
tigten, die ihre Vorsorgeaufwendungen vor der Steuerreform 
erst im folgenden Jahr im Rahmen des Lohnsteuerjahresaus- 
gleichs geltend machten, eine bereits im laufenden Jahr wirk- 
same Steuerentlastung. Deshalb werden die Erstattungen im 
Lohnsteuerjahresausgleich für 1975 in 1976 volumenmäßig 
deutlich unter dem für das letzte Jahr vor der Steuerreform 
liegen und die kassenmäßigen Lohnsteuereinnahmen 1976 ent- 
sprechend weniger kürzen. Es handelt sich hierbei lediglich um 
eine einmalige kasesnmäßige Verschiebung im Lohnsteuerauf- 
kommen, die in Anlage 2 nachrichtlich erwähnt und bei den 
Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" berück- 
sichtigt worden ist. 

Zu den kassenmäßigen Auswirkungen der Steuer- und Kinder- 
geldreform im einzelnen und auf die Gebietskörperschaften in 
den Rechnungsjahren 1975 bis 1978 wird auf Anlage 2 verwie- 
sen. Da die Ausgangsdaten von der weiteren wirtschaftlichen 
Entwicklung unterschiedlich beeinflußt werden, kann es sich 
bei den Angaben für die künftigen Rechnungsjahre nur um 
verhältnismäßig grobe Schätzungen handeln. 

Das Bundesfinanzministerium beabsichtigt nicht, die finanziellen 
Auswirkungen der zum 1. Januar 1975 in Kraft getretenen 
Steuer- und Kindergeldreform im einzelnen über das Jahr 1978 
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hinaus fortzuschätzen. Der Aussagewert derartiger Berechnun- 
gen (d. h. eine zusätzliche Fortschätzung aller Einzelmaßnahmen 
nach altem Recht) ist um so problematischer, je weiter die 
Schätzungen in die Zukunft reichen. Er würde zudem in keinem 
vertretbaren Verhältnis zu dem damit verbundenen Arbeitsauf- 
wand stehen. 


2. Wie erklären sich die Abweichungen zwischen den Schätzungen 
im alten und im neuen Finanzplan (Finanzplan 1974 bis 1978 
und Finanzplan 1975 bis 1979) 

a) für das Kindergeld, 

b) für Spar- und Wohnungsbauprämien? 

a) Seit 1. Januar 1975 wird Kindergeld auch für alle ersten und 
zweiten Kinder einer Familie gewährt. Außerdem ist das 
alte System von Steuerfreibeträgen und direkten Leistungen 
durch ein einheitliches Kindergeldsystem abgelöst und auch 
ein neuer Auszahlungsweg eingeführt worden. Finanzbe- 
darfsschätzungen können sich in diesem Falle nicht auf Ver- 
gangenheitswerte stützen und enthalten deshalb Unsicher- 
heiten bezüglich der Inanspruchnahme der Leistungen durch 
die Berechtigten in sachlicher und zeitlicher Hinsicht. Ein 
fundierter Überblick wird erst bestehen, wenn ein ganzes 
Jahr Kindergeldleistung kassenmäßig abgewickelt ist. 

Mit Vorbehalt lassen sich aufgrund des Mittelabflusses ein- 
schließlich November 1975 folgende Gesichtspunkte zur 
Begründung für die Senkung der Ansätze für das Kindergeld 
von 1976 bis 1978 anführen: 

— Der Kindergeldbedarf wurde aufgrund einer Bevölke- 
rungsvorausschätzung des Statistischen Bundesamtes auf 
der Basis der Wohnbevölkerung vom 1. Januar 1972 
geschätzt. Tatsächlich wird die Geburtenentwicklung in 
den vergangenen Jahren noch hinter den bereits zurück- 
genommenen Annahmen über die Geburtenzahlen zu- 
rückgeblieben sein. 

— Erst nach Aufstellung des Finanzplans 1974 bis 1978 sind 
mit Griechenland, Jugoslawien, Portugal, Spanien und 
der Türkei Verträge über die Höhe der Kindergeldsätze 
abgeschlosesn worden, die Gastarbeitern für ihre in den 
Heimatländern lebenden Kindern zu gewähren sind. Das 
vereinbarte Kindergeld (10, 25, 60 bzw. 70 DM) liegt nie- 
driger als das Kindergeld für deutsche Kinder. 

— Befürchtungen, daß die Bundesanstalt für Arbeit wegen 
Anlaufschwierigkeiten die 1975 zu leistenden Zahlungen 
teilweise erst 1976 werde erbringen können, haben sich 
nicht bestätigt; die Bundesanstalt ist mit der Gesetzes- 
durchführung nicht in Verzug. Die ursprünglich für 1976 
erwarteten Nachzahlungen werden nicht mehr anfallen. 

Bei der Fortschreibung des Finanzplans bis 1979 wurden 
diese Gesichtspunkte mit etwa 1,4 Mrd. DM Minderbedarf 
jährlich berücksichtigt. 
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b) Die Abweichungen zwischen den Schätzungen im alten und 
im neuen Finanzplan für Spar- und Wohnungsbauprämien 
stehen grundsätzlich nicht in Verbindung mit der Steuer- 
reform. Hierbei handelt es sich im wesentlichen um Berich- 
tigungen der Ansätze für das Sparprämiengesetz, die auf- 
grund neuerer statistischer Daten aus dem Sparkassenbe- 
reich über die Fälligkeit von Sparverträgen und von Hoch- 
rechnungen für den gesamten Bankenbereich notwendig 
geworden sind. Für die Jahre 1976 und 1977 mußten deshalb 
die Ansätze nach oben korrigiert werden. Für die Zeit ab 
1977 waren in der neuen Finanzplanung außerdem - wie in 
der Anfrage erwähnt - auch die Einsparungen aus dem 
Haushaltsstrukturgesetz zu berücksichtigen. 
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Anlage 1 

Stand: 18. Dezember 1975 


Entiastungs- ( + ) und Belastungswirkungen ( — ) der Steuerreform nach sozioökonomischen Gruppen 





Finanzielle Auswirkungen der Steuerreform 





Anteil der 
Arbeitnehmer 

Anteil der Unter- 

Anteil der nicht mehr 


Steuerrechtsänderuiigen bei: 

Gesamt Wirkung 

nehmen und 
Selbständigen 

im Erwerbsleben 

1 stehenden Personen 




Entstehungsjahr 1975 

- in Mill. DM - 



1 

2 

3 

4 

5 

I. 

Einkommen- und Lohnsteuer 

+ 9 460 

+ 6 '875 

+ 1 225 

+ 1 360 

II. 

Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer 

+ 1 670 

+ 920 

+ 750 


III. 

Kinderlastenausgleich 

+ 4 075 1 ) 

+ 3 670 

+ 325 

+ 80 

IV. 

Sparförderung 

— 2 030 

— 1 680 

— 140 

— 210 

V. 

Erhöhung der Vermögensteuer 

— 930 “) 

— 

— 930 

— 

A. 

Finanzielle Auswirkungen des Dritten Steuerreformgesetzes 
insgesamt: 

+ 12 245 l ) -) 

+ 9 785 

+ 1 230 

+ 1 230 

B. 

Finanzielle Auswirkungen des Zweiten Steuerreform- 
gesetzes (cinschl. Auswirkungen bei der Grundsteuer): 






1. Gewerbesteuer 

+ 785 

— 

+ 785 

— 


2. Vermögensteuer, Erbschaftsteller einschl. Bewertungs- 
gesetz 

— 235 

— 10 

— 220 

5 


3. Grundsteuer 

— 850 

— 25 

— 810 

— 15 


Zwischensuinrne 2. StRefGes 

— 300 

— 35 

— 245 

— 20 

C. 

Gesamtergebnis (nach Wirtschaftstatbeständen 1975) 

+ 11 945 l ) -) 

+ 9 750 

+ 985 

+ 1 210 


‘) Ohne zusätzliche Verwaltungskosten beim Kinderlastenausgleich von 205 Mill. DM. 
-) Ohne Berücksichtigung der Abführung an LAG-Fonds. 
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Anlage 2 

Stand: 18. Dezember 1975 

Finanzielle Auswirkungen der Steuerreform für die Entsteh ungsjahre 1975 und 1976 und Rechnungsjahre 1975 bis 1978 


Steuerrechtsänderung 


Haushaltsentlastung ( + ) oder Haushaltsmehrbelastung (- 
' Entstehungsjahr 1975 Entstehungsjahr 1976 | Rechnungsjahr 1975 2 ) Rechnungsjahr 1976 


Ins- 

gesamt 


Bund 


Ins- 

gesamt 


Bund M 


Ins- 

gesamt 


Bund 


Ins- 

gesamt 


- in Mill. DM - 


gegenüber geltendem Recht 

Rechnungsjahr 1977 

1 

Bund 


i Ins- 

i 

gesamt 


gesamt 

ßund>) j Ins _ 


Rechnungsjahr 1978 
Bund ») 


10 


11 


12 


13 


A. Einkommensteuerreformgesetz 

I. Einkommensteuer, Lohnsteuer 

1. Tarif 

a) Erhöhung des Grundfreibetra- 
ges von 1680 DM auf 3000 DM 

b) Erhöhung des Proportional- 
steuersatzes von 19 auf 22 v. H. 

c) Verlängerung der Proportional- 
zone bis zu einem zu versteu- 
ernden Einkommen von 16 000 

32 000 DM (Led./Verh.) J — 4 900 — 2 107 — 4 500 

d) Höchster Spitzensteuersatz 56 
v. H. bei einem zu versteuern- 
den Einkommen von 130 000/ 

260 000 DM (Led./Verh.); Mehr- 
belastung gegenüber geltendem 
Tarif ab 40 000/80 000 DM (unter 
Einberechnung der Ergänzungs- 
abgabe ab 81 000/162 000 DM) 

e) Wegfall der Ergänzungsabgabe — 1 670 — 1 670 — 1 990 

2. Sonderausgaben und 
Vorsorgeaufwendungen 

a) Aufhebung des Vermögensteuer- 
abzugs -f 600 + 260 + 680 

b) Steichung der Abzugsfähigkeit 

dauernder Lasten, die auf einer 
freiwilligen und überwiegend un- 
entgeltlichen eingegangenen recht- 
lichen Verpflichtung beruhen + 9 + 4 + 

c) Streichung der Abzugsfähigkeit 
von Einmalbeträgen für bestimmte 

Lebensversicherungen + 10 + 4 + 


1 935 


10 


1 990 


290 


10 


4 105 


1 670 


410 


+ 


1 765 


1 670 


— 4 535 — 1 950 — 4 610 


1 980 


1 990 


+ 176 + 660 


1 990 


285 


+ 


10 


+ 


+ 


8 + 


680 


10 


12 


290 


+ 


3 940 — 1 695 


2 600 — 2 600 


3 150 — 3 150 


+ 1 170 


500 


+ 


11 


15 
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abzugsfähigen Sonderausgaben von 
der Bemessungsgrundlage Höchst- 
beträge 1800/3600 DM (Led./Verh.) 

600 DM/Kind mit Verdoppelung 
und hälftigem Abzug; Vorweg- 
abzugsbetrag 1500/3000 DM (Leg./ 
Verh.) - unter Wegfall der Ver- 
doppelung für über 50jährige 

e) Einführung eines Sonde rausgaben- 
Pauschbetrages von 240/480 DM 
(Led./Verh.) für unbeschränkt ab- 
zugsfähige Sonderausgaben (§ 10 c 
Abs. 1 bis 4 EStRG) 

f) Einführung eines Vorsorgepausch- 
betrages von 300/600 DM (Led./ 
Verh.) (§ 10 c Abs. 2 bis 4 EStRG) 
sowie Einführung einer Vorsorge- 
pauschale (§ 10 c Abs. 3 und 4 
EStRG) 

g) Einführung von Ausbildungsfreibe- 
trägen unter Anrechnung von Lei- 
stungen nach dem BAFög (§ 52 
Abs. 22 EStRG) ») 

3. Besteuerung der im Alter 
bezogenen Einkünfte 

a) Erhöhung des Versorgungs-Freibe- 
trages von 25 v. H. der Bezüge r 
höchstens 2400 DM, auf 40 v. FL, 
höchstens 4800 DM jährlich 

b) Einführung eines zusätzlichen Frei- 

betrages bei Einkünften, die nicht 
aus Renten und Pensionen stam- 
men, für über 64 jährige von 
40 v. H. f höchstens 3000 DM jähr- 
lich — 

4. Betriebliche Steuerbegünstigungen 

a) Einführung einer Verlustklausel 

für alle erhöhten Abschreibungen 
und Sonderabschreibungen + 

b) Erweiterung und Verstärkung der 
Abschreibungsbegünstigungen für 
den Umweltschutz 4 ) 

c) Aufhebung der Steuerbegünstigun- 
gen für Vollblutzuchtbetriebe + 


1 700 — 731 — 2 000 — 860 — 


210 


90 


190 

82 

220 


95 


200 

86 

110 


48 


100 

43 


560 241 — 620 — 267 

300 — 129 — 340 — 146 - 

20 + ' 9 + 20 + 9 

275 — 1 14 — 350 — 145 

1 + 1 + 1 + 1 + 


5. Spesen und Geschenke 
a) Einschränkung der Abzugsfähigkeit 
von Bewirtungskosten und Strei- 
chung der Aufwendungen für Ge- 
schenke im Werte von mehr als 
50 DM (z. Z. Freigrenze 100 DM) 


150 


60 + 150 + 


60 


1 268 

— 545 

- 1 870 


804 

- - 2 354 

— 1013 

— 2 625 

- 1 129 

158 

68 

— 190 

— 

82 

— 214 

92 

148 

64 

143 

62 

199 


86 

— 181 

— 78 

169 

73 

92 

40 

101 


43 

— 92 ■ 

40 

75 - 

32 


210 — 90 — 330 — ■ 142 


470 - 202 --- 610 — 262 — 680 — 292 4* 750 -- 320 


145 - 62 — 245 - 105 — 340 — 145 — 370 


. U 
! O 

! 

CI 

n> 
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Cd 

c: 

ti 

CL 

o 

Ul 

p 
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Haushaltsentlastung ( + ) oder Haushaltsmehrbelastung ( — ) gegenüber geltendem Recht 
Entstehungsjahr 1975 Entstehungsj a hr 1976 Rechnungsjahr 1975 2 ) i Rechnungsjahr 1976 Rechnungsjahr 1977 Rechnungsjahr 1978 


Steuerrechtsänderung 

Ins- 

gesamt 

Bund 

Ins- 

gesamt 

Bund !) 

Ins- 

| gesamt 

Ins- 

Bund gesamt 

Bund !) 

Ins- 

gesamt 

Bund h 

Ins- 

gesamt 

Bund *) 

i 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

- in Mill. DM - 

7 8 

9 

10 

11 

12 

13 


b) Beschränkung des Abzugs von Ver- 
pflegungsautwendungen bei Ge- 
schäfts- und Dienstreisen auf 
140 v. H. der Reisekostenvergütun- 
gen des öffentlichen Dienstes + 20 + 9 + 30 + 12 — — + 6 + 3 + 19 + 8 + 31 + 13 

6. Arbeitnehmer-F reibetrag 
Erhöhung des . Arbeitnehrner-Freibe- 
trages von 240 DM auf 480 DM jähr- 
lich; Abzug von der Bemessungs- 
grundlage 1 460 — 628 — 1 490 — 641 — 1 185 — 509 — 1 486 — 639 — 1 516 — 652 — 1 553 — 668 


7. Einführung eines 
Sparer- Freibetrages 
für Kapitaleinkünfte von 300/600 DM 
(bei gleichzeitiger Ermäßigung des 
derzeitigen Werbungskostenpausch- 
betrages für Kapitaleinkünfte von 

150/300 DM auf 100/200 DM) - 220 — 95 — 240 — 103 — 155 — 67 — - 235 — 101 — 335 — 144 — 290 — 125 


8. Sonstige Änderungen 

a) Einbeziehung aller Entlassungs- 
abfindungen in die geltende Steuer- 
befreiung unter Beschränkung auf 
24 000 bis 36 000 DM 

b) Steuerfreistellung des Kaufkraft- 
ausgleichs für die ins Ausland ent- 
sandten Arbeitnehmer 

c) Erhöhung des pauschalen Lohn- 
steuersatzes für Erholungsbeihilfen 
und steuerpflichtige Zuwendungen 
bei Betriebsveranstaltungen von 20 
auf 25 v. H. 

d) Erfassung der Zinsen aus bestimm- 
ten Lebensversicherungen gegen 
Einmalbeitrag und bei vereinbarten 
Laufzeiten von weniger als zwölf 
Jahren 

e) Erhöhung dere zumutbaren Bela- 
stung bei außergewöhnlichen Be- 
lastungen 


60 — 26 — 75 — 32 

— 25 fÄ 11 — 30 — 13 

+ 70 + 30 + 80 + 34 

+ 10 + 4 + 15 + 6 

+ 145 + 62 + 170 + 73 


38 — 16 — 65 — 28 97 — 42 — 75 32 

21 — 9 — 29 — 12 — 34 — 15 — 40 — 17 


58 + 25 + 79 + 34 + 88 + 38 + 98 + 42 


— + 4 + 2+11+ 5+17+ 7 

— + 86 + 37 + 143 + 61 + 179 + 77 
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von Mehraufwendungen für Diät- 
verpflegung als außergewöhnliche 
Belastung + 

g) Erweiterung der Abzugsfähigkeit 

von Unterhaltsaufwendungen (ver- 
mindert um die eigenen Bezüge 
des Empfängers, soweit diese 3600 
DM übersteigen) bis 3000 DM jähr- 
lich — 

h) Erhöhung des Haushaltsfreibetra- 
ges für alleinstehende Personen 
mit Kindern von 1200 DM auf 
3000 DM 

i) Einheitliche Beschränkung des 

Splittings-Verfahrens für verwit- 
wete Personen auf das dem Todes- 
jahr des Ehegatten folgende Ka- 
lenderjahr + 

j) Lineare Erhöhung der Pauschbeträ- 
ge für Körperbehinderte auf 600 
bis 2760 DM bzw. 7200 DM (für 
ständig Hilflose) 

k) Freibetrag von 1200 DM für Be- 
wohner von Altersheimen, wenn 
im Entgelt eine Entschädigung wie 

für eine Hausgehilfin enthalten ist — 

Zusammenfassung: 

Einkommen- und Lohnsteuer 

(einschl. Ergänzungsabgabe) — 


430 + 185 + 440 + 189 


630 — 270 — 690 — 297 


230 — 99 240 — 103 


130 + 56 + 130 + 56 


145 — 62 — 150 — 65 


10 — 4 — 12 — 


1 130 — 5 736 —11 481 — 6 075 


II. Kinderlastenausgleich 

Ersetzung der Kinder- 
freibeträge, des Kinder- 
geldes und der Kinder- 
zuschläge im öffentlichen 
Dienst durch eine Kinder- 
entlastung in Form einer 
direkten Zahlung des 
Kindergeldes über die 
Arbeitsverwaltung: für 
das erste Kind 50 DM, für 
das zweite Kind 70 DM, 
für dritte und weitere 
Kinder je 120 DM monat- 
lich 

Verbesserung des Orts- 
zuschlages im öffentl. 
Dienst zum Ausgleich für 
den Wegfall der Kinder- 
zuschläge 


Gesamt- 

saldo 

Zusätz- 

liche 

Verwal- 

tungs- 

kosten 

Gesamt- 

saldo 

einschl. 

VK 


— 4 075 — 7 282 — 3 500 


— 205 — 205 — 200 


— 4 280 — 7 487 — 3 700 


— 6 899 


— 200 - 


— 7 099 


co 


304 + 131 


+ 394 + 170 + 436 + 188 


+* 450 + 194 


90 

— 38 

— 485 

— 208 

— 660 

— 284 

— 760 

— 327 

138 

59 

— 234 

— 101 

— 261 

— 112 

— ■ 295 

127 

105 

+ 46 

+ 129 

+ 55 

+ 138 

+ 59 

+ 130 

+ 56 

125 

— 54 

— 153 

— 66 

162 

— 69 

— - 165 

70 

4 

2 

9 

4 

13 

6 

17 

7 

8 918 

— 4 785 

— 11 136 

— 5 917 

—12 989 

— 7 059 

-12 848 

— 7 313 

5 139 

— 7 681 

— 3 564 

— 6 928 

— 2 883 

— 8 015 

2 970 

— 8 045 

205 

— 205 

— 200 

200 

— 295 

— 295 

— 295 

— 295 

5 344 

— 7 886 

— 3 764 

— 7 128 

— 3 178 

— 8310 

3 265 

8 340 
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Entstehungsjahr 1975 

Haushaltsentlastung ( + ) oder Haushaltsmehrbelastung ( — ) gegenüber geltendem Recht 
Entstehungsjahr 1976 Rechnungsjahr 1975 2 ) • Rechnungsjahr 1976 Rechnungsjahr 1977 

Rechnungsjahr 1978 

Steuer rechtsänderung 

Ins- 1 

gesamt 

Bund 

Ins- 

gesamt 

Bund i) 

Ins- 

gesamt 

Ins- 

Bund gesamt 

Bund 

i Ins- 
gesamt 

Bund *) 

Ins- 

i gesamt 

i 

Bund i) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

- in Mill. DM - 

7 8 

9 

10 

11 

12 

13 


III. Sparförderung 

1. Einführung einer Einkommens- 
grenze von 24 000/48 000 DM (Leg./ 
Verb.) zuzüglich 1800 DM je Kind 

2. Festsetzung der Höchstbeträge auf 
800/1000 DM (Led./Verh.) 

3. Festsetzung der Prämiensätze auf 
20 v. H. für Bausparbeiträge auf 
23 v. H. jeweils zuzüglich 2 v. H.- 
Punkte je Kind 

4. Begünstigung des Sparens im eige- 
nen Betrieb unter den Bedingungen 
der allgemeinen Sparförderung 

Zusammenfassung: Sparförderung 

IV. Vermögensteuer r >) 

Anhebung des VSt-Satzes von 0,7 v.H. 
auf 1 v.H. für juristische Personen 

Ergebnisse des 

Einkommensteuerreformgesetzes 
(Drittes Steuerreformgesetz) insgesamt 
Steuermehreinnahmen ( ■{■) 
Steuermindereinnahmen ( -) 
Zwischensaldo 

Haushaltsminderausgaben ( + ) 
Haushaltsmehrausgaben ( — ) 
Zwischensaldo 
Gesamtsaldo 

Zusätzliche Verwaltungskosten 
beim Kindergeld 

Finanzielle Auswirkungen 
Einkommensteuerreformgesetz 


2 100 


-t- 1 383 


2 740 + 1 370 


+ 1 440 


720 


+ 1 620 + 810 + 1 870 + 950 



70 

70 


80 

+ 

2 030 

+ 1 313 

+ 

2 660 

+ 

930 


+ 

1 050 


+ 8 795 

+ 3 322 

+ 9 466 

— 13 310 

## 6 671 

—13817 

4515 

— 3 349 

— 4 351 

+ 7 670 

+ 4 971 

+ 8 360 

—15 400 

—13 327 

— 15 280 

— 7 730 

— 8 356 

— 6 920 

—12 245 

—1 1 705 

—11 271 

— 205 

— 205 

— 200 

—12 450 

—11 910 

—11 471 


— 40 

— 


+ 1 330 



+ 3611 
— 7 071 

+ 5 988 
— 10 285 

+ 2 576 
- 5 373 

— 3 460 

— 4 297 

— 2 797 

+ 4 966 
—13 150 

+ 5 570 
—15 330 

+ 3 588 
- -13 257 

— 8 184 

— 9 760 

— 9 669 

—11 644 

— 14 057 

—12 466 

— 200 

— 205 

205 

— 11 844 

—14 262 

—12 671 


_ _____ 30 

+ 1 440 + 720 + 1 590 

+ 650 — + 600 


+ 8 645 

+ 3 439 

+ 9 366 

—13 115 

— 6 770 

—15 238 

— 4 470 

— 3 331 

— 5 872 

+ 7 060 

+ 4 316 

+ 7 240 

+ 15 200 

—13110 

—15 050 

— 8 140 

— 8 794 

— 7 810 

— 12 610 

— 12 125 

—13 682 

— 200 

— 200 

— 295 

— 12 810 

—12 325 

—13 977 


— 15 

— 

45 

45 

+ 795 

+ 

1 825 

+ 905 


+ 

500 



+ 3 766 

+ 9 827 

+ 4 005 

— 8 023 

—15 725 

— 8 543 

— 4 257 

— 5 898 

4 538 

+ 4 406 

+ 7 490 

+ 4 546 

—14 428 

— 15 085 

— 14 461 

— 10 022 

— 7 595 

9 915 

—14 279 

—13 493 

-,*—■14 453 

— 295 

— 295 

— 295 

—14 574 

—13 788 

— 14 748 


! 


Drucksache 7/4517 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 



B. Finanzielle Auswirkungen des 
Zweiten Steuerreformgesetzes 
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Zweites Steuerreformgesetz 
insgesamt 
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C. 

Finanzielle Auswirkungen der 
Steuerreform insgesamt 



12 150 

—11 969 



10911 

—11 910 

—15 072 
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—13 230 
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14 047 

—14 695 



12 763 

—14 735 


*) Steuerverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden wie nach geltendem Recht vorausgesetzt. 

2 ) Ohne einmalige LSt-Mindereinnahmen, die durch den vorqezoqenen Lohnsteuerjahresausqleich 1977 für 1975 - Einführunq der Vorsorqepauschale - bedinqt sind. 

3 ) Tritt ab 1. Januar 1977 in Kraft. 

4 ) Wegen des Beihilfeprüfungsverfahrens der EG-Kommission vorläufig zurückgestellt. 

5 ) Ohne Berücksichtigung der Abführung an LAG-Fonds. 
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